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Der von der Bundesregierung 
beschlossene Etat-Entwurf für 

1990 sieht eine Steigerung der Bun­
desausgaben auf 301,35 Mrd. DM 
vor. D ieser Zuwachs um 3 ,4 %  ge­
genüber dem mit einem Nachtrag 
versehenen Plan für 1989 fällt zwar 
geringer aus, als er für das laufende 
Jahr vorgesehen ist (5,8 % ); er liegt 
aber erheblich über der noch vor e i­
nem Jahr in der m ittelfristigen F i­
nanzplanung für 1990 notierten 
Rate von 2 %. Es ist som it nicht ge ­
lungen, die im m er w ieder ange­
m ahnte und versprochene Begren­
zung der Ausgabesteigerungen 
durchzusetzen.

Ein Teil der M ehrausgaben resul­
tiert aus Anhebungen von Sozia lle i­
stungen, Kosten der Postreform, 
Ausgle ichsleistungen für die A uf­
gabe der Aktivitäten in W ackersdorf 
und Aufwendungen für ein A ttraktiv i­
tätsprogram m  der Bundeswehr 
G leichzeitig signalisiert die wach­
sende Belastung durch die Z insaus­
gaben einen zunehm enden Verlust 
an F lexibilität in der Ausgabenpoli­
tik.

Die für 1990 vorgesehene S teige­
rung der Nettokreditaufnahm e auf 
33,7 Mrd, DM (1989; 27,8 Mrd. DM) 
ist keine Überraschung; denn schon 
seit Beginn der D iskussion über die 
S teuerreform , deren vorläufig letzte 
Phase 1990 realisiert wird, war vor­
gesehen, lediglich einen Teil der E in­
nahm everluste durch den Abbau 
von Steuervergünstigungen zu fi­
nanzieren. Zum Ausgle ich sind 
zwar Verbrauchsteuern erhöht und 
weiterhin Bundesbankgewinne als 
Einnahm en notiert worden, doch 
wurde die Q uellensteuer w ieder 
abgeschafft. Die M öglichkeiten, 
Ausgabenste igerungen durch einen 
Abbau von Finanzhilfen in größe­
rem Ausmaß als bisher zu verm in­
dern, sind dagegen nur noch selten 

Gegenstand der finanzpolitischen 
D iskussion in Regierung und Parla­
ment.
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W ahrscheinlich besteht nur in Z e i­
ten noch stärker zunehm ender Er­
werbstätigenzahlen die Chance, die 
häufig auch durch die regionale Ar­
be itsm arktsituation begründeten 
Subventionen abzubauen, A lte rna­
tiven zu den bisherigen Erhaltungs- 
maßnahmen zu konzipieren und da ­
mit auch Erhöhungen der Nettokre­
ditaufnahm e entgegenzuwirken.

Sicherlich erscheint es im m er 
w ieder als unpopulär, besonders 
kurz vor Bundestagswahlen, so l­
che, über lange Perioden hinweg 
gewährte F inanzhilfen für be­
stim m te Branchen oder Regionen 
zu verm indern. Aber weder die Re­
gierung noch die O pposition erläu­
tern den W ählern in ausreichendem  
Maße und in überzeugender Art die 
möglichen Vorteile, die durch S ub­
ventionskürzungen, S teuersenkun­
gen, Verm inderung der Verschul­
dung und den dann m öglichen pro­
duktiven Einsatz der Ressourcen er­
zielt werden könnten.

Das Parlam ent muß sich auch die 
Frage gefallen lassen, in welcher 
Höhe denn in rezessiven W irt­
schaftsphasen auf die Verschul­
dungsm öglichkeiten zurückgegrif­
fen werden soll, wenn schon in der 
gegenwärtigen Situation die N etto­

kreditaufnahm e 11 % des Etats er­
reicht. Die Frage verschärft sich 
noch, falls tatsächlich weitere Ände­
rungen der bisher vorgesehenen F i­
nanzierung der Steuerreform ins 
Auge gefaßt werden und wenn die 
angekündigte Reform der Unter­
nehm ensbesteuerung durchge­
setzt werden soll.

W ährend 1988 die Nettokreditauf­
nahm e die Höhe der Bundesinvesti­
tionen überstieg, soll die Neuver­
schuldung in den Jahren 1989 und 
1990 darunter bleiben. Diese nicht 
unum strittene G renze ist durch ein 
Urteil des Bundesverfassungsge­
richts jüngst w ieder in die Diskus­
sion gekom m en: W enn die Höhe 
der Nettokreditaufnahm e die Inve­
stitionssum m e überschreitet, dann 
ist im G esetzgebungsverfahren zu 
begründen, daß dafür die in Art. 115 
GG fix ie rte Voraussetzung (Störung 
des gesam tw irtschaftlichen Gleich­
gew ichts) tatsächlich vorliegt.

Das G ericht fordert bei einer Ver­
schuldung bis zur Höhe der Investi­
tionen in sogenannten gesam tw irt­
schaftlichen Norm allagen bisher 
nicht ausdrücklich solche weiterge­
henden Rechtfertigungen. Es ver­
w eist jedoch auf Art. 109 GG und fo r­
dert zur Prüfung der Frage auf, ob 
nicht eine gesetzliche Konkretisie­
rung der Ausnutzung des Kredit­
spielraum s auch außerhalb von S tö­
rungslagen erforderlich sei. Den­
noch besteht wohl auch schon 
heute eine politische Begründungs­
pflicht. Jedenfa lls stünde es dem 
G esetzgeber gut an, wenn er g e ­
rade die sich für 1990 abzeichnende 
hohe Verschuldung ausführlich be­
gründen und insbesondere die Ableh­
nung möglicher Alternativen darle­
gen würde. Hinweise auf einen künf­
tig w ieder einzuschlagenden strenge­
ren Konsolidierungskurs, Ankündi­
gungen von Subventionsverminde­
rungen und geringeren Ausgaben­
steigerungen wären vor diesem Hin­
tergrund auch glaubwürdiger
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